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SoVD-Kampagne Gut tun – tut gut

Gemeinsames Essen auf Gutschein: 
Bundestagsabgeordnete halten Wort

Geschenkidee zum Fest:
„70 kleine Glücksbringer“

Voneinander lernen: Gut tun macht Schule

Der Bundestagsabgeordnete 
Jens Ackermann (FDP) organi-
sierte für die Bewohner des Pfle-

geheims Kloster Meyendorf einen 
geselligen Nachmittag bei Kaffee 
und Kuchen. Ackermann und sei-

ne Mitarbeiterin Bär-
bel Kollo servierten den 
Pflegeheimbewohnern 
Selbstgebackenes. Damit 
beteiligte sich der Poli-
tiker aus Bottmersdorf 
an der Gutschein-Aktion 
des SoVD im Rahmen der 
Woche des bürgerschaftli-
chen Engagements. 

An der bundesweiten 
Aktionswoche im Septem-
ber wirkte auch Christian 
Carstensen (SPD), Bun-
destagsabgeordneter für 
Hamburg-Nord und das 
Alstertal, mit. Im Lan-

Es ist noch Suppe da! 
Christian Carstensen 
konnte Hamburger Kin-
der für gesundes Essen 
begeistern.

Der Direktor der Schule am 
Gotthunskamp in Röbel und ei-
nige Schüler haben sich bereit er-
klärt, Mitgliedern des SoVD den 
Umgang mit der moder-
nen Technik zu erklären. 
Hans-Dieter Richter 
vermittelt gemeinsam 
mit den Schülern das 
Grundwissen zum Com-
puter sowie zur Hand-
habung von Handys 
und Digital-Kameras. 
Der älteste „Schüler“ 
ist mit 81 Jahren das 
SoVD-Mitglied Edwin 
Eichelkraut. Alle Teil-
nehmer sind sehr interessiert an 
den neuen Informationen, und es 
macht ihnen großen Spaß. Hans-
Dieter Richter ist schon länger 
ehrenamtlich tätig und möchte 
mit diesem Projekt gleichzeitig 
signalgebend für die Lehrer seiner 

den verschiedenen Generationen. 
Deshalb ist dieses Projekt etwas 
Besonderes.“

Auch im Unterricht findet ein 
Austausch statt: So wird etwa 
Lothar Dufke (Jahrgang 1935) als 
Zeitzeuge über seine Kindheits-
Erlebnisse in Ostpreußen sowie 
über Flucht und Vertreibung in 
Pommern berichten. Auf diese 
Weise lernen Alt und Jung sich 
gegenseitig besser kennen und 
verstehen.

Schule sein.
Ein weiteres Projekt, „Platt im 

Kinnergorden“, hat sich das Ver-
mitteln der plattdeutschen Sprache 

an Kinder zum Ziel gesetzt. Im Kin-
dergarten der AWO am Mühlentor 
erlernen die Kleinen spielerisch 
Plattdeutsch. Die pensionierte Leh-
rerin Lore Helbing ist eine ausge-
zeichnete Pädagogin, die mit viel 
Freude und Enthusiasmus die Auf-

gabe übernommen hat, mit den Klei-
nen Plattdeutsch zu singen und zu 
sprechen. Die Mitglieder des Orts-
verbandes Röbel freuen sich schon 

jetzt auf den Tag, an dem 
die Kindergartenkinder 
den Alten in einer Veran-
staltung in Plattdeutsch 
Lieder und Gedichte auf-
sagen werden.

Mit dem Projekt „Gut 
tun macht Schule“ wird 
somit nicht nur viel Freude 
verbreitet – Jung und Alt 
lernen auch voneinander. 
Dafür stehen auch die Ak-
tivitäten im Kreisverband 

Dithmarschen. Dort engagiert sich 
unter anderem der SoVD-Vizeprä-
sident Lothar Dufke an der St.-Ge-
org-Schule in Heide (Holstein).  In 
mehreren Sitzungen hatte er dort 
den Lehrerinnen Angela Mechler 
und Katrin Gravert die Grundlagen 
zum Aufbau eines Internetauftritts 
der Schule vermittelt. Beide Pädago-
ginnen sind danach mit großem Elan 
gestartet und haben inzwischen in 
den meisten Klassen ihr Anliegen 
vorgetragen. Die Schülerinnen und 
Schüler arbeiten begeistert mit. Die 
Homepage ist immer umfangreicher 
geworden, ja sie soll – wenn möglich 
– noch vor Weihnachten ins Internet 
gestellt werden.

Zusätzlich engagiert sich die Schu-
le noch im „Show-Geschäft“: Musi-
kalische Kinder aus den Klassen 2a, 
3b und 4b traten im November unter 
Leitung ihrer Lehrerin Karen Kolb 
im Westküstenklinikum auf. Mit der 
Geriatrie und der Früh-Reha profi-
tierten so gleich zwei Stationen vom 
Talent des Nachwuchses. Für Ende 
des Monats ist eine ähnliche Veran-
staltung in einer Wohnanlage für äl-

tere Menschen geplant, und auch der 
Ortsverband Heide wird auf seiner 
Weihnachtsfeier einen Auftritt einer 
Kindermusikgruppe der St.-Georg-
Schule erleben. Dem Rektor der 
Schule, Friedrich Seehausen, geht 
es in erster Linie um seine Schütz-
linge: „Die Kinder sollen Erfah-
rungen machen und z. B. durch das 
Vorsingen im Altenheim etwas für 
sich selbst mitnehmen. Schließlich 
haben nicht alle Kinder in ihrem El-
ternhaus direkte Begegnungen mit 

Das Projekt „Gut tun macht Schule“ etabliert sich immer stärker im Alltag: Der Ortsverband Röbel 
(Kreisverband Müritzkreis) bringt die Generationen zu Aktivitäten zusammen, bei denen Alt von Jung lernt 
und umgekehrt. SoVD-Vizepräsident Lothar Dufke (Kreisverband Dithmarschen) hilft beim Aufbau der 
Homepage an der St.-Georg-Schule in Heide. Umgekehrt bereiten musikalisch begabte Kinder der Schule 
älteren Menschen mit ihren Darbietungen eine Freude.

Technik, die begeistert: Unter dem Motto „Alt lernt von Jung“ vermitteln 
Schüler der Schule am Gotthunskamp PC-Grundkenntnisse.

Erste Bühnenerfahrungen: Der Chor der St.-Georg-Schule sang für die 
Patienten des Westküstenklinikums. 

„Platt im Kinnergorden“ heißt das ungewöhnliche Projekt im Ortsverband 
Röbel, bei dem Kindern die plattdeutsche Sprache vermittelt wird.

genhorner Kulturhaus „ella“ teilte 
er Mittagessen an Kinder aus sozial 
schwachen Familien aus.

Im Rahmen von Gut tun – tut gut 
hatte Carstensen einen „Ehren-
amts-Gutschein“ für den Mittags-
tisch im Bürgerforum Käkenhof in 
Hamburg-Langenhorn ausgestellt. 
Diesen löste er bei der Austeilung 
des Mittagessens ein: Über fünfzig 
Suppenteller mit selbst gekochter 
Hühnersuppe und Orangencreme 
als Nachtisch gingen dabei über den 
Tresen. 

Im Gespräch zeigte sich der Po-
litiker beeindruckt von der Zahl 
der insgesamt knapp 23 Millionen 
Menschen, die sich in Deutschland 
ehrenamtlich für andere einsetzen. 
Carstensen erklärte, er wolle mit sei-
ner Aktion das freiwillige Engage-
ment aller Bürgerinnen und Bürger 
würdigen und für die aktive Mitge-
staltung des gesellschaftlichen Mit-
einanders werben: Jeder könne et-
was für seine Mitmenschen tun.

Auch in den letzten Wochen haben wieder verschiedene Abgeordnete des Deutschen Bundestages ihre 
im Rahmen der Gutschein-Aktion abgegebenen Versprechen eingelöst. Christian Carstensen (SPD) teilte 
Mittagessen aus, während Jens Ackermann (FDP) selbst gebackenen Kuchen servierte.

Kennen Sie diese Menschen, die eigentlich schon alles haben? Für die es 
gerade zur Weihnachtszeit wieder unsagbar schwierig ist, ein Geschenk 
zu finden, das selbst kritischen Ansprüchen genügt? Abhilfe schafft dass 
das Buch mit dem Titel „Gut tun – tut gut. Menschen helfen Menschen 
im Alltag. 70 kleine Ideen und Tipps für Glücksbringer“. Die zahlreichen 
Beispiele und Anregungen eignen sich gerade in der Vorweihnachtszeit 
zum Vorlesen in gemütlicher 
Runde mit Freunden oder Fa-
milienmitgliedern.

Das im Pendo Verlag erschie-
nene Buch ist für 9,90 Euro 
im Buchhandel erhältlich. 
SoVD-Gliederungen senden 
die Bestellung unter Angabe 
der Bestellmenge bitte an die 
Abteilung „Zentrale Aufga-
ben“ in der Bundesgeschäfts-
stelle, Fax: 030 / 72 62 22 - 311 
(solange der Vorrat reicht). 
Ihre Ansprechpartnerin ist 
Agnes Wolz. Der Einzelpreis 
beträgt 5,99 Euro (inklusive  
7 Prozent Mehrwertsteuer), 
plus Versandkosten (je nach 
Anzahl der Bücher).
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Am 5. Dezember ist der internationale Tag des Eh-
renamtes, der zur Anerkennung und Förderung eh-
renamtlichen Engagements beitragen soll. Der SoVD 
ruft gerade in der Adventszeit zu guten Taten auf: 
Auch kleine Dinge können große Freude bereiten.

Tag des Ehrenamtes 
am 5. Dezember
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Mitglieder werben Mitglieder – 
ein mitgliederstarker Sozialverband erreicht mehr!

Beitrittserklärung
(Bitte in Blockschrift ausfüllen, Zutreffendes ankreuzen und per Post 

senden an: Sozialverband Deutschland e.V., Bundesverband,
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin)

Senden Sie mir die Mitgliederzeitung zu, durch:

Monatsbeitrag:

Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

Einzugsermächtigung:
Ich erkläre mich damit einverstanden, dass der Sozialverband Deutsch-
land die laufenden Beiträge an dem jeweiligen Fälligkeitstermin zu 
Lasten meines Kontos bis auf Widerruf abbucht.

Abruf:

Name

Straße

Telefon

Geburtsdatum

SoVD Ortsverband

Vorname

PLZ

Ort

E-Mail

Eintritt in den SoVD am

Ortsverband Postversand

Einzelbeitrag 5,00 Euro Partnerbeitrag 7,15 Euro

Familienbeitrag 9,00 Euro

1/4-jährlich 1/2-jährlich

jährlich

KontoinhaberIn

BLZ

ab

Konto

Geldinstitut

Der Sozialverband Deutschland hat für seine Mitglieder einen Grup-
penversicherungsvertrag abgeschlossen. Um die Vergünstigung des
Guppenversicherungsvertrages zu erhalten, bin ich damit einverstan-
den, dass hierfür mein Name, mein Geburtsjahr und die Anschrift an
den Versicherer weitergegeben werden.

nein ja

Ich bin einverstanden, dass mein Name, Geburts- und Eintrittsdatum in 
Publikationen des SoVD aus Anlass meines Geburtstages und der 
Dauer meiner Mitgliedschaft veröffentlicht werden.

nein ja

Ort, Datum

Unterschrift

Die Kündigung der Mitgliedschaft ist nur mit einer Frist von drei Monaten zum
Schluss eines Kalenderjahres möglich.

Geworben durch:

Name

Straße

PLZ, Ort

SoVD Ortsverband

Bitte ausfüllen bei Partner- oder
Familienbeitrag:

1 Name und Geburtsdatum

2 Name und Geburtsdatum

3 Name und Geburtsdatum

4 Name und Geburtsdatum

Unterschrift (Bei einer Partnermitgliedschaft Unterschrift des Partners)

Jeder kennt einen, der zu uns gehört!

2005 stellte Brigitte S. deshalb 
einen Antrag auf Rente wegen 
voller Erwerbsminderung. Dieser 

wurde jedoch von der Deutschen 
Rentenversicherung abgelehnt. Be-
gründung: Es sei nicht eindeutig 
nachweisbar, dass ihre Erkrankung 

Die ehemalige Bürogehilfin er-
krankte bereits 1977 an Multipler 
Sklerose. Die Erkrankung begann 
mit einer plötzlichen Einschrän-
kung des Sehvermögens, die nach 
Monaten aber wieder verschwand. 
Seitdem erlitt sie mehrere Schübe, 
so dass sich ihr Gesundheitszustand 
nach und nach verschlechterte, ers-
te Lähmungserscheinungen traten 
auf. Seit dem Jahr 2000 hat sich ihr 
Zustand dramatisch verschlechtert: 
Sie ist inzwischen schwer gehbe-
hindert und auf ständige Unterstüt-
zung angewiesen.

SoVD NRW erkämpfte volle Erwerbsminderungsrente für schwerkranke Frau

Erfolg der SoVD-Sozialberatung: 
Nachzahlung in Höhe von 22 000 Euro 

Brigitte S. (Name von der Redaktion geändert) leidet seit vielen Jahren an Multipler Sklerose, einer unheilbaren 
schweren Erkrankung des zentralen Nervensystems. Die Sozialberatungsstelle Mülheim (Ruhr) / Oberhausen des 
SoVD-Landesverbandes Nordrhein-Westfalen half ihr dabei, den Anspruch auf volle Erwerbsminderungsrente 
durchzusetzen. Sie erhält eine Nachzahlung von über 22 000 Euro.

bereits 1977 vorlag. Deshalb habe 
sie keinen Anspruch auf volle Er-
werbsminderung.

Frau S. legte Widerspruch ein. 
Aber auch dieser blieb erfolglos. 
Schließlich wandte sie sich an die 
Sozialberatungsstelle in Mülheim 
(Ruhr) / Oberhausen und bat um 
gerichtliche Vertretung.

Die eingelegte Klage war erfolg-
reich. Drei Jahre nach dem Renten-
antrag erhielt Frau S. Recht: Die 
Deutsche Rentenversicherung er-
kennt ihren Rentenanspruch an und 
zahlt über 22 000 Euro nach.

Wir haben
geholfen

„Die Renten sind sicher“ –
Inflation und steigende Kosten auch

Das Kabinett hat im November den Bericht zur Rentenversicherung beraten und verabschiedet. Während 
Bundessozialminister Olaf Scholz (SPD) für 2009 eine „spürbare“ Rentenerhöhung in Aussicht stellt, geht der 
SoVD davon aus, dass dieses Plus allenfalls die Inflationsrate ausgleichen wird. Verbandspräsident Adolf Bauer 
warnte davor, dass die Altersarmut in Deutschland weiter zunehmen werde.

Nach der Verabschiedung des 
Rentenversicherungs- und des Al-
terssicherungsberichtes im Bundes-
kabinett fiel das Urteil der politisch 
Verantwortlichen eindeutig aus: Die 
Rentenkassen stünden finanziell auf 
einem sicheren Fundament. Dies sei 
vor allem der guten konjunkturel-
len Entwicklung in den vergangenen 
Jahren zu verdanken. In der Folge 
seien die Seniorinnen und Senioren 
in Deutschland 
in der Regel gut 
versorgt, die Bei-
tragssätze blie-
ben auch in den 
nächsten Jahren 
stabil.

Was die Kasse 
der gesetzlichen 
Rentenversiche-
rung betrifft, 
so konnte eine 
Rücklage von 
insgesamt 15,7 
Milliarden Euro 
gebildet werden. 
Dies entspricht 
damit knapp 
der Summe al-
ler Rentenzah-
lungen, die in-
nerhalb eines 
Monats getätigt 
werden müssen, 
und bildet somit 
tatsächlich ein verlässliches finan-
zielles Polster. Doch wie sieht es mit 
der Feststellung aus, die Renten-
empfänger seien „in der Regel gut 
versorgt“?

Der Rentenbericht macht deutlich, 
dass es weiterhin Unterschiede zwi-
schen Ost und West gibt. Dies setzt 
bereits bei den Beitragszeiten ein. 
So konnten etwa Männer aus den 
neuen Bundesländern im Jahr 2007 
durchschnittlich 45 Beitragsjahre 
zur Rentenversicherung vorweisen. 
Das sind knapp fünf Jahre mehr als 
die Beitragszeiten westdeutscher 
Männer. Die durchschnittlichen 
rentenrechtlichen Zeiten bei den 
Frauen lagen im Osten (37,7 Jahre) 
sogar um über elf Jahre höher als im 
Westen (26,3 Jahre). 

Die längeren und im Wesentlichen 
geschlossenen Erwerbsbiografien 

führen damit in den neuen Ländern 
zu höheren Gesamtrentenzahlbeträ-
gen. Während der Unterschied bei 
den Männern mit durchschnittlich 
960 Euro (West) zu 1009 Euro (Ost) 
noch vergleichsweise gering ausfällt, 
treten die Differenzen bei den Frau-
en mit 655 (West) zu 852 Euro (Ost) 
stärker zutage. Damit wird deutlich, 
dass gerade Rentnerinnen in den al-
ten Bundesländern aufgrund ihrer 

niedrigeren Beitragszeiten deutlich 
weniger Rente erhalten – im Schnitt 
knapp 200 Euro.

Dennoch bleibt das verfügbare 
Haushaltseinkommen der Rentner 
im Osten durchschnittlich noch 
hinter dem der westdeutschen Ru-
heständler zurück. So verfügten 
Rentner-Ehepaare 2007 in den al-
ten Ländern über ein monatliches 
Nettoeinkommen von 2350 Euro, 
während dem gleichen Haushalt 
in den neuen Ländern im Durch-
schnitt nur 1937 Euro zur Verfü-
gung standen. Bei alleinstehenden 
Männern beträgt der Unterschied 
sogar fast 400 Euro (1568 zu 1188 
Euro), bei alleinstehenden  Frau-
en fällt er mit 1201 zu 1152 Euro 
dagegen weniger deutlich aus. 
Das höhere Haushaltseinkommen 
der Rentner in den alten Bundes-

ländern ist nach den Angaben der 
Bundesregierung deshalb höher, 
weil sie häufiger über Einkommen 
aus Betriebsrenten, Versicherun-
gen, Spareinlagen oder Immobilien 
verfügen.

In einer Reaktion auf die Ver-
abschiedung des Rentenversiche-
rungsberichtes warf der SoVD der 
Bundesregierung vor, die Lage ro-
siger zu malen, als sie tatsächlich 

sei. Schon heute 
würden rund 41 
Prozent der Män-
ner und über 90 
Prozent der Frau-
en in den alten 
Bundesländern 
eine Rente von 
weniger als 900 
Euro monatlich 
erhalten. SoVD-
Präsident Adolf 
Bauer warnte 
daher eindring-
lich davor, dass 
die Altersarmut 
noch weiter zu-
nehmen werde.

Nach vorläufi-
gen Berechnun-
gen können die 
Rentner innen 
und Rentner im 
nächsten Jahr 
eine Rentener-

höhung von 2,75 Prozent erwarten. 
Für 2010 sinkt die Prognose dagegen 
bereits auf 1,8 Prozent. Diese Zah-
len zeigen mehr als deutlich, dass 
die Rentenerhöhung im nächsten 
Jahr gerade einmal die Inflations-
rate ausgleicht. Daher fordert der 
SoVD konsequent eine dauerhafte 
Entlastung für die Rentnerinnen 
und Rentner. Auf sie kommen im 
Rahmen des Gesundheitsfonds be-
reits im kommenden Jahr steigende 
Krankenkassenbeiträge zu, für die 
sie – anders etwa als Arbeitnehmer 
– keinen finanziellen Ausgleich er-
halten. Dies bezeichnete Adolf Bau-
er als eine riesige Ungerechtigkeit: 
„Die Kaufkraft der Rentner muss 
gestärkt werden. Das ist angesichts 
der unsicheren Wirtschaftslage auch 
ein Beitrag zur Stärkung der Kon-
junktur.“

Bundeskabinett billigt Rentenversicherungsbericht

2009 sollen sich die Rentenbezüge um 2,75 Prozent erhöhen. Dank stei-
gender Inflation und höheren Lebenshaltungskosten wird nach Berech-
nungen des SoVD bei den Menschen davon jedoch wenig ankommen.

Foto: papart / photocase
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haltsberechtigten Elternteils – in der 
Regel der Mutter – gegenüber. Zum 
Thema Gewalt gegen Frauen merkt 
der Schattenbericht an, dass die 

begrüßenswerten Maßnahmen der 
letzten Jahre leider durch fehlende 
nachhaltige Finanzierung von Un-
terstützungsangeboten für betroffe-
ne Frauen geschwächt werden. Zu 
Gesundheit und Pflege wird u. a. ge-
fordert, die Bundesregierung müsse 
sicherstellen, dass dem nach wie vor 
in allen Bereichen der Gesundheits-
versorgung bestehenden erheblichen 
Bedarf an geschlechtsdifferenzierter 
Forschung Genüge getan wird. Das-

auf Familienpolitik. Die Verpflich-
tung zu Gender Mainstreaming und 
Gender Budgeting wird nicht erfüllt. 
In bedeutsamen Lebensbereichen ist 
sogar eine Verschlechterung der Si-
tuationen der Frauen zu verzeichnen. 
So werden Frauen durch Reformen in 
der Arbeitsmarkt-, Sozialversiche-
rungs- und Steuerpolitik zunehmend 
strukturell benachteiligt. Sie verdie-
nen in Deutschland durchschnittlich 
rund ein Viertel weniger als Männer, 
in Führungspositionen ist der Frau-
enanteil immer noch sehr gering 
etc. Auch das Bemühen um Verän-
derung der allgegenwärtigen stereo-
typen und konservativen Ansichten 
über die Rollen und Aufgaben von 
Frauen und Männern erschöpft sich 
in Einzelmaßnahmen – wie das seit 
2007 eingeführte Elterngeld – und 
es erfolgt immer noch kein gesamt-
gesellschaftlicher Diskurs darüber. 
Dem fehlenden flächendeckenden 
Kinderbetreuungsangebot steht 
die Erwerbsobliegenheit des unter-

Frauenrechte sind Menschenrechte! 
Frauenverbände präsentieren

Schattenbericht zu UN-Konvention
Eines von neun internationalen Menschenrechtsabkommen ist die Konvention der Vereinten Nationen zur Besei-

tigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (englisch abgekürzt CEDAW für „Convention on the Elimination 
of All Forms of Discrimination against Women“). Deutschland hat dieses Abkommen 1985 ratifiziert und sich 
damit verpflichtet, jede Form von Diskriminierung von Frauen zu beseitigen bzw. zu verhindern.

Die Anforderungen des CEDAW-
Abkommens an die Gleichstellungs-
politik erstrecken sich auf alle Le-
bensbereiche: Gleichstellung vor 
dem Gesetz, in Ehe und Familie, im 
wirtschaftlichen und sozialen Le-
ben, im Berufs- und Arbeitsleben, im 
politischen und öffentlichen Leben, 
im Bildungsbereich und im Gesund-
heitswesen.

Zur Überprüfung der Fortschritte 
bei der Durchführung des Abkom-
mens erstatten die Vertragsstaaten 
dem entsprechenden Ausschuss 
für die Beseitigung jeder Diskrimi-
nierung von Frauen alle vier Jahre 
Bericht. Nichtregierungsorgani-
sationen (NGOs) können diesem 
CEDAW-Ausschuss in sogenannten 
Alternativ- oder Schattenberichten 
weitere Informationen und Kritik-
punkte an den vorgelegten Staaten-
berichten zukommen lassen. Nach-
dem der 6. Bericht der Bundesre-
publik Deutschland im Juni 2007 
erschienen ist (BT-DS 16/5807), hat 
sich eine Allianz von 28 Frauenver-
bänden gebildet, um den Schatten-
bericht zu erarbeiten.

Nach Einschätzung der Frauen-
verbände konzentriert sich das Re-
gierungshandeln fast ausschließlich 

Von Dr. Regine Rapp-Engels, 
Mitglied im 

Ausschuss für Frauenpolitik 
des SoVD-Bundesverbandes

Frauen im
SoVD

Das Thema

selbe gilt für geschlechtssensible 
Gesundheitsförderung, Prävention, 
Diagnostik, Therapie, Rehabilitati-
on, Pflege und die Aus-, Fort- und 
Weiterbildung der Gesundheitsbe-
rufe. Weiter muss der barrierefreie 
Zugang zu medizinischer und thera-
peutischer Hilfe für alle – insbeson-
dere auch für Betroffene von Frau-
enhandel – ein Rechtsanspruch wer-
den. Auch hat die Bundesregierung 
dafür Sorge zu tragen, dass bei der 
Pränataldiagnostik das Recht auf 
informierte Zustimmung (informed 
consent) vor jeder diagnostischen 
Maßnahme gewahrt ist, ebenso wie 
das Recht auf Nichtwissen. Frauen 
müssen die Möglichkeit haben, auf 
eigenen Wunsch nur therapierele-
vante Informationen über das wer-
dende Kind zu erhalten.

In all diesen Bereichen des Lebens 
benennen die Vertreterinnen der Al-
lianz die Defizite in der Stärkung der 
Frauenrechte und der Umsetzung 
von CEDAW und unterbreiteten Vor-

schläge für die Stärkung der Frauen-
rechte in der Bundesrepublik.

Diese Forderungen wurden bei der 
Pre-Session des CEDAW Komitees 
am 25. Juli 2008 in NewYork vorge-
tragen. Der Schattenbericht selbst 
wird Mitte Dezember in Berlin der 
Öffentlichkeit vorgestellt, während 
die eigentliche 43. Sitzung des CE-
DAW-Ausschusses der Vereinten Na-
tionen im Januar in Genf stattfinden 
wird. Hier können bei der Befragung 
der Bundesregierung Aspekte unseres 
Schattenberichtes aufgegriffen wer-
den und sich möglicherweise in den 
„Abschließenden Bemerkungen“ als 
Handlungsempfehlungen (für Berei-
che, in denen der Ausschuss besorg-
niserregende Entwicklungen beob-
achtet) wieder finden. Somit kann 
die Arbeit der NGO’s auf höchster 
politischer Ebene gesellschaftliche 
Veränderungsprozesse anstoßen.

Siehe auch: www.cedaw-alter-
nativbericht.de

Dr. Regine Rapp-Engels

Anfang November fand in Erkner bei Berlin eine Mitgliederversamm-
lung des Deutschen Frauenrates (DFR; der SoVD ist Mitglied) statt. Für 
den SoVD nahmen Edda Schliepack (Sprecherin der Frauen im SoVD 
und Präsidiumsmitglied), Jutta Kühl (stellvertretende Vorsitzende des 
Ausschusses für Frauenpolitik) und Dr. Simone Real (Referentin für 
Frauenpolitik beim Bundesverband) teil.

Edda Schliepack gratulierte Dr. Bettina Schleicher zur Wahl als stell-
vertretende Vorsitzende des Deutschen Frauenrates. Dr. Schleicher war 
bisher Präsidentin des Business and Professional Women (BPW) Ger-
many. 2008 wurde der Equal Pay Day, der internationale Aktionstag 
für Entgeltgleichheit zwischen Männern und Frauen, auf Initiative 
des BPW Germany in Deutschland eingeführt. Edda Schliepack sagte 
Dr. Schleicher zu, dass die Frauen im SoVD im kommenden Jahr am 
20. März den internationalen Aktionstag unterstützen werden.

Frauen erhalten in Deutschland im Durchschnitt 24 Prozent weniger 
Lohn als ihre männlichen Kollegen. „Wir müssen einen Schritt weiter-
kommen, nicht nur zum Wohle der Frauen, sondern auch und gerade, 
weil Wirtschaft und Gesellschaft von einer gerechten Verteilung der 
Gehälter profitieren“, so Schliepack.

Mitgliederversammlung des Deutschen Frauenrates

SoVD-Frauen engagieren 
sich für Lohngerechtigkeit

Foto: Real

Dr. Bettina Schleicher (li.) ist neue stellvertretende Vorsitzende des 
Deutschen Frauenrates. SoVD-Frauensprecherin Edda Schliepack 
gratulierte Dr. Schleicher zum neuen Amt.

www.sovd.de

Besuchen Sie unsere Homepage!

Reform der Erbschaftssteuer: 
Kommt sie oder kommt sie nicht?

Nach jahrelangem Tauziehen haben sich Vertreter der Großen Koalition Anfang November auf einen Kompro-
miss zur Erbschaftssteuerreform geeinigt. Die Neuregelung kann Anfang 2009 in Kraft treten – wenn Bundestag 
und Bundesrat zustimmen. Andreas Pinkwart (FDP), stellvertretender Ministerpräsident von Nordrhein-West-
falen, hat bereits angekündigt, sein Bundesland werde im Bundesrat gegen den Regierungsentwurf stimmen.

Bis Ende 2008 – so will es ein Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichtes 
vom 7. November 2006 – muss eine 

Neuregelung vorliegen. Die Große 
Koalition hat sich nun auf folgende 
Eckpunke geeinigt:

Wohnungs-Freibetrag: Witwer, 
Witwen, eingetragene Lebenspart-
ner und Kinder können ein Wohn-
haus steu er frei erben oder geschenkt 
bekommen, wenn sie dieses zehn 
Jahre lang weiter bewohnen. Eine 
Wertgrenze gibt es nicht. Für Kin-
der gilt, dass die Wohnfläche der 
elterlichen Immobilie nicht größer 
sein darf als 200 Quadratmeter. Für 
die darüber liegende Fläche greift 
sonst der persönliche Freibetrag von 
400 000 Euro.

Persönliche Freibeträge: Die Hö-
herbewertung des Vermögens soll 
durch höhere Freibeträge für Ehe-

gatten, Kinder und Enkel (Steu-
erklasse I) ausgeglichen werden. 
Für Ehegatten soll der Freibetrag 
von 307 000 auf 500 000 Euro stei-
gen, für Kinder von 205 000 auf 
400 000 und für Enkel von 51 200 
auf 200 000 Euro. Geschwister, Nef-
fen und Nichten (Klasse II) müssen 
wie andere Erben mehr Steuern 
zahlen, auch wenn der Freibetrag 
auf 20 000 Euro steigt. Eingetrage-
ne Lebenspartner können 500 000 
Euro steuerfrei erben.

Steuersätze: In Steuerklasse I sol-
len sie nicht geändert werden und 
liegen je nach Vermögenshöhe wei-

ter zwischen 7 und 30 Prozent. Für 
geerbtes Vermögen bis 75 000 Euro 
soll der Steuersatz in Klasse I bei 

7 Prozent liegen, in Steuer-
klasse II soll er von 12 auf 30 
Prozent und in Steuerklas-
se III von 17 auf 30 Prozent 
steigen. Der Höchstsatz von 
30 Prozent in Steuerklasse I 
soll erst von mehr als 26 Mil-
lionen Euro an gelten.

Firmenerben: Das Erben 
von Firmen kann bei be-
stimmten Voraussetzungen 
steuerfrei bleiben. Bedin-
gung ist, dass der Betrieb 
zehn Jahre lang fortgeführt 
wird und die Arbeitsplätze 
erhalten bleiben. Mindes-
tens 90 Prozent des Be-
triebsvermögens müssen in 
der Produktion gebunden 
sein. Alternativ kann eine 
siebenjährige Haltefrist ge-
wählt werden. Dann werden 
15 Prozent des Betriebsver-
mögens versteuert. Die Job-
Auflage ist weniger scharf.

Ob die Erbschaftssteuerreform 
wie von der Großen Koaltion ge-
wünscht tatsächlich am 1. Januar 
2009 in Kraft treten kann, ist im 
Moment noch fraglich. Abgese-
hen davon, dass das Bundesland 
Nordrhein-Westfalen bereits sein 
„Nein“ im Bundesrat angekündigt 
hat, regt sich auch in den Partei-
en Widerstand: Vertreter von FDP, 
Bündnis 90 / Die Grünen, Linkspar-
tei und sogar der SPD äußerten sich 
zum Teil sehr kritisch zu dem Geset-
zesvorhaben. Auch Repräsentanten 
von Verbänden und Gewerkschaften 
machten ihrem Unmut Luft.

Einigkeit in der Großen Koalition / Blockade im Bundesrat möglich

Obwohl die Koalition sich einig ist, bleibt es derzeit weiterhin fraglich, ob die 
Erbschaftssteuerreform tatsächlich am 1. Januar 2009 in Kraft treten kann.

Foto: Büttner / dpa
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Es sind nur noch wenige Wochen 
bis zum Jahresende. Zeit also, Geld-
angelegenheiten anzugehen, die 
noch 2008 erledigt werden sollten, 
um Nachteile zu vermeiden. Wer 
jetzt handelt, der kann Hunderte 
Euro sparen – je nach persönlicher 
Situation.

Abgeltungssteuer
Vom Jahr 2009 wird auf fast 

alle Kapitaleinkünfte (ein-
schließlich Kursgewinne) die 
25-prozentige Zinsabschlag-
steuer fällig. Hinzu kommen 
der Solidaritätszuschlag und 
gegebenenfalls die Kirchen-
steuer, so dass sich der pau-
schale Abzugsbetrag auf rund 
28 Prozent erhöht. Wer im Jahr 
2008 aber noch (unter anderem) 
Aktienfonds kauft, für den gilt 
übergangsweise das bisherige 
Recht. Das bedeutet: Wird nach 
mindestens einem Jahr (Spe-
kulationsfrist) ein Kursgewinn 
realisiert, dann ist darauf keine 
Abgeltungssteuer zu zahlen. 
Die Geldinstitute beraten, für 
welche Anlageformen das im 
Einzelnen gilt.

Außergewöhnliche 
Belastung

Steuerzahler, die zwangsläufig 
höhere Aufwendungen haben als 
andere – etwa für Arzt oder Kran-
kenhaus, wegen einer Scheidung 
oder Beerdigung –, können einen 
Teil davon als außergewöhnliche 
Belastung vom steuerpflichtigen 
Einkommen herunterrechnen. Da 
vom Gesamtaufwand zuvor eine 
„zumutbare Belastung“ abgezogen 
wird, lohnt es sich, solche Ausga-
ben zu bündeln: Je mehr Außerge-
wöhnliches in einem Kalenderjahr 
angefallen ist, desto eher wird die 

Was Sie bis Silvester für Ihr Geld tun sollten
Zumutbarkeitsgrenze überschrit-
ten. Beispiel: Im Frühjahr 2009 ist 
eine größere Summe für Zahnersatz 
zu bezahlen. Wird noch in 2008 ei-
ne Vorauszahlung darauf geleistet, 
könnte die Grenze der Zumutbar-
keit überwunden und Steuern ge-
spart werden, wenn in diesem Jahr 
noch andere außergewöhnli-
che Belastun-

gen angefallen 
sind, etwa der Kauf ei-

ner teuren Brille. Bei Bezahlung 
der Zahnersatzrechnung in 2009 
kann es sein, dass sich in beiden 
Jahren der steuerrelevante Auf-
wand im Grenzbereich hält – mit 
der Folge, dass weder in 2008 noch 
in 2009 dafür Geld vom Fiskus zu-
rückfließt.

Autounfall
Wer 2008 einen selbst verschul-

deten Unfall mit geringem Schaden 
(bis 500 Euro) von seiner Kfz-Haft-
pflichtversicherung hat regulieren 
lassen, der kann das Geld zurück-
zahlen. Das rettet den Schadenfrei-
heitsrabatt, falls er sich verschlech-
tert haben sollte. Dies ist nicht bei 
allen Gesellschaften der Fall. Um-
gekehrt kann ein der Versicherung 
nicht gemeldeter Unfall noch bis 
Ende Dezember 2008 nachgemel-
det werden. Das kann zwar eine 
Rückstufung beim Schadenfrei-
heitsrabatt zur Folge haben – aber 
unterm Strich von Vorteil sein. Der 
Versicherer rechnet das auf Nach-
frage vor.

Bausparen
Wer ein Bausparkonto und An-

spruch auf die Wohnungsbauprämie 
hat, der sollte für 2008 den höchst-
möglichen Betrag darauf einzahlen: 
512 / 1024 Euro (alleinstehend / ver-
heiratet). Dann gibt’s die maximale 
Prämie von rund 45 / 90 Euro. Die 
maßgebende Einkommensgren-
ze beträgt 25 600 / 51 200 Euro pro 
Jahr.

Betriebskosten
Vermieter haben die Betriebskos-

ten für ihre Wohnungen spätestens 
zwölf Monate nach dem letzten Ab-
rechnungszeitraum  mit den Mie-
tern abzurechnen. Geschieht das 
später, so dürfen Nachzahlungen 
im Regelfall nicht mehr verlangt 
werden; Erstattungen sind aber  
noch vorzunehmen. Ist der Abrech-
nungszeitraum – wie meistens – das 
Kalenderjahr, so muss die Rech-
nung für 2007 bis Silvester 2008 
bei den Mietern eingehen, damit 
Nachberechnungen noch möglich 
sind. Bei späterem Eingang muss 

allerdings ein errechnetes Gutha-
ben noch an den Mieter überwiesen 
werden.

Handwerkerleistungen
Aufwand für den Handwerker in 

den eigenen vier Wänden oder die 
Hilfe bei der Hausarbeit kann zu 
einer Steuerrückzahlung von bis zu 
600 Euro führen. Voraussetzung für 
die Inanspruchnahme des höchst-
möglichen Betrages sind Kosten 
von jeweils mindestens 3000 Euro im 
Jahr. „Haushaltsnah“ sind Dienst-

leistungen von Malermeistern, 
Fensterputzern oder Gärtnern. 

Bedingung ist die unbare 
Begleichung der Rech-

nung. Und der Auf-
tragnehmer muss 

damit rechnen, 
dass in seiner Ak-
te eine Kontroll-
mitteilung über 
den erhaltenen 
Betrag landet. 

Wer solche Dienste 
noch bis Ende 2008 in 

Anspruch nimmt, dem werden 
die (bis zu) je 600 Euro unmittelbar 

von der Steuerschuld abgezogen – 
also nicht nur vom steuerpflichtigen 
Einkommen.

Kindergeld
Für volljährige Kinder steht Kin-

dergeld unter anderem dann zu, 
wenn sie sich in der Berufsausbil-
dung befinden. Das kann ein nor-
males Ausbildungsverhältnis, aber 
auch ein Studium sein. Bedingung: 
Das Einkommen des Kindes darf 
7680 Euro im Jahr nicht überstei-
gen  – zuvor gemindert um besonde-
re Ausbildungskosten, steuerliche 
Werbungskosten, Sozialversi-
cherungsbeiträge, gege-
benenfalls Beiträge 
zu einer privaten 
Krankenver-
sicherung. 

Auch 
nur ein 
Euro mehr 
als 7680 Euro 
beendet den Kinder-
geldanspruch rückwir-
kend zum 1. Januar 2008. 
Für Kinder, deren Einkünf-
te bedrohlich in die Nähe des 
„unschädlichen“ Einkommens-
betrages kommen, kann es lohnen, 
zusätzliche ausbildungsbedingte 
Aufwendungen zu tätigen, etwa für 
Fachbücher oder einen PC für den 
Nebenjob. Und nicht zu vergessen: 
Auch die Fahrten zur Berufsschu-
le beziehungsweise zur Universität 
mindern das maßgebende Einkom-
men.

Rentenbeiträge
Beiträge freiwillig Rentenver-

sicherter für das laufende Jahr 
müssen nicht bis zum 31. Dezem-
ber 2008 auf dem Konto der ge-
setzlichen Rentenversicherer ein-
gegangen sein. Es genügt, wenn 
dies bis zum 31. März für das 
Vorjahr geschieht. Allerdings: 
Tritt zwischenzeitlich der Ver-
sicherungsfall ein (zum Beispiel 
eine Erwerbsminderung), so wird 
die Rente nur aus den bis dahin 
entrichteten Beiträgen berechnet. 
Deshalb: Eine frühzeitige Bei-
tragszahlung empfiehlt sich. Für 
2008 macht der Mindestbeitrag 
monatlich 79,60 Euro aus, der 
höchste beträgt 1054,70 Euro.

Resturlaub
Wer seinen Jahresurlaub 2008 

noch nicht (voll) genommen hat, der 
sollte sich sputen: Urlaubsjahr ist 
das Kalenderjahr. Mit dem Arbeit-
geber kann zwar eine Übertragung 
in das Jahr 2009 vereinbart werden. 
Doch muss er darauf nur unter Be-
dingungen eingehen, etwa weil sein 
Arbeitnehmer wegen einer Krank-
heit seinen Erholungsurlaub nicht 
nehmen konnte oder weil der Chef 
wegen unverhoffter Aufträge eine 
Urlaubssperre verhängt hatte. Im 
Grundsatz müsste also der Urlaub 
bis spätestens Ende Dezember 2008 
genommen sein. Im öffentlichen 
Dienst sowie in manchen Tarifver-
trägen gelten allerdings günstigere 
Regelungen.

Riester-Rente
Rentenpflichtversicherte oder 

Ehepartner eines Rentenpflichtver-
sicherten können über eine private 
Rentenversicherung, einen Fonds- 
oder Banksparplan beziehungswei-
se eine betriebliche Altersvorsorge 
sowie neuerdings einen Bauspar-
vertrag „riestern“. Entsprechen-
des gilt für Beamte. Sobald Sie für 
das Jahr 2008 vier Prozent Ihrer 
Vorjahresbezüge auf einen solchen 
Vertrag eingezahlt haben, steht Ih-
nen die maximale staatliche Zula-
ge von 154 Euro plus für jedes Kind 
185 Euro zu (für ab 2008 geborene 
Kinder je 300 Euro). Unter 25-Jäh-
rige bekommen einen 250-Euro-
Startbonus. Die Höchsteinzahlung 
beträgt 2100 Euro. Das Finanzamt 
prüft im Jahresausgleich, ob die 
Berücksichtigung der Beiträge als 

Sonderausgabe eine 
höhere Vergünsti-

gung bringt als 
die Staatszu-

lagen.

Spenden
Großzügigkeit ge-

genüber Notleidenden oder ge-
meinnützig Tätigen honoriert der 
Fiskus seit dem vergangenen Jahr 
ebenfalls großzügig: Bis zu 20 Pro-
zent vom Gesamtbetrag der Ein-
künfte können das steuerpflichtige 
Einkommen reduzieren. Von 60 000 
Euro Jahreseinkommen kann also 
das steuerpflichtige Einkommen 
auf 48 000 Euro gedrückt werden 
– entsprechende Spendierfreude 
unterstellt. Wer noch tiefer in die 
Spendentasche gegriffen hat, der 
kann den überschießenden Betrag 
noch mit den nächsten Steuererklä-
rungen geltend machen. Empfänger 
der Spenden können der Lieblings-
sportverein ebenso sein wie Kirchen 
oder die Deutsche Krebshilfe, aber 
auch Wohlfahrtsorganisationen und 
Universitäten. Wichtig: Ohne Vor-
lage beweiskräftiger Belege (Spen-
denbescheinigungen der Begüns-
tigten) zeigen sich die Finanzämter 

im Regelfall stur. Bei Beträgen bis 
zu 200 Euro sind die Finanzbeam-
ten aber generell nicht kleinlich: Es 
reichen im Regelfall die Überwei-
sungsträger.

Steuerfreibetrag
Übersteigen die Werbungskosten 

2009 voraussichtlich 1520 Euro (920 
Euro Pauschbetrag plus wenigstens 
600 Euro zusätzlich), so kann gege-
benenfalls durch Eintragung eines 
Freibetrages auf der Steuerkarte 
erreicht werden, dass der Arbeitge-
ber ab Januar 2009 weniger Steuern 
abzieht als ohne Freibetrag. Bean-
tragt werden kann auch die volle 
(einfache) Entfernung für die Wege 
zwischen Wohnung und Arbeits-
stelle – also auch für die ersten 20 
Kilometer, die nach den Buchstaben 
des Gesetzes nicht mehr berück-
sichtigungsfähig sein sollen. Das 
Bundesverfassungsgericht sorgt  
voraussichtlich noch vor Jahres-
ultimo für Klarheit.

Werbungskosten
Arbeitnehmern, die im Jahr 2008  

bereits bei 920 Euro angelangt sind – 
etwa mit der Pauschale von 30 Cent 
für jeden Entfernungskilometer für 
die Wege zwischen Wohnung und 
Arbeitsstelle – hilft jeder Euro, der 
zusätzlich für Werbungskosten aus-
gegeben wird, Steuern sparen. Das 
können zum Beispiel Fachbücher 
sein (Achtung: Das Finanzamt ver-
langt die Angabe des Titels auf der 
Quittung!) oder neue Möbel für das 
häusliche Arbeitszimmer (dessen 
steuerliche Anerkennung zwar ab 
2007 weitgehend abgeschafft wur-
de, was aber nicht für benötigte Ar-
beitsmittel gilt, sondern nur für die 
auf das Arbeitszimmer entfallenden 
Mietkosten) oder eine berufliche 
Fortbildungsveranstaltung. Außer-
dem: Nicht vergessen werden soll-
ten die Gewerkschaftsbeiträge.

Zahnersatz
Gesetzlich Krankenver-
sicherte können ihren 
Grundanspruch auf ei-
nen Zuschuss zum Zahn-
ersatz um bis zu 30 Pro-
zent steigern, wenn sie 

regelmäßig wenigstens 
einmal pro Jahr „rein vor-

sorglich“ den Zahnarzt auf-
suchen. Der Grundanspruch be-
trägt 50 Prozent des sogenannten 
Festbetrages, den Zahnärzte und 
Krankenkassen für die jeweilige 
Leistung des Zahnarztes sowie des 
Dentallabors ausgehandelt haben. 
Dieser am Festbetrag orientierte 
Zuschuss steigt im Jahr 2009 um 
10 Punkte, also um 20 Prozent, auf 
60 Prozent, wenn mindestens seit 
2004 bis einschließlich 2008 ein-
mal der Zahnarzt aufgesucht wur-
de. 15 Punkte plus (= 30 Prozent 
tatsächlich) mehr gibt es, wenn 
der regelmäßige Zahnarztbesuch 
seit 1999 lückenlos nachgewiesen 
werden kann. Und das auch für das 
Jahr 2008. Ein 2009 angefertigter 
Zahnersatz, für den ein Festbetrag 
von 6000 Euro existiert, kann al-
so als Kassenzuschuss 3000 Euro, 
3600 Euro oder 3900 Euro einbrin-
gen – je nach Intensität der Zahn-
arztbesuche. 

Wichtig: Sollte nur in einem ein-
zigen Jahr der Doktor nicht kon-
sultiert worden sein, so beginnen 
die fünf beziehungsweise zehn 
Jahre neu zu laufen. W.B.

Tipps zum Jahreswechsel 2008 / 2009: 
14 Sparmöglichkeiten für SoVD-Mitglieder
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Felix holt Senf
Es war am Weihnachtsabend im 

Jahre 1927 gegen sechs Uhr, 
und Preissers hatten eben beschert. 
Der Vater balancierte auf einem 
Stuhl dicht vorm Weihnachtsbaum 
und zerdrückte die Stearinflämm-
chen zwischen den angefeuchte-
ten Fingern. Die Mutter hantierte 
draußen in der Küche, brachte das 
Essgeschirr und den Kartoffelsa-
lat in die Stube und meinte: „Die 
Würstchen sind gleich heiß!“ Ihr 
Mann kletterte vom Stuhl, klatsch-
te fidel in die Hände und rief ihr 
nach: „Vergiss den Senf nicht!“ Sie 
kam, statt zu antworten, mit dem 
leeren Senfglas zurück und sagte: 
„Felix, hol Senf! Die Würstchen 
sind sofort fertig.“ Felix saß unter 
der Lampe und drehte an einem 
kleinen billigen Fotoapparat her-
um. Der Vater versetzte dem Fünf-
zehnjährigen einen Klaps und pol-
terte: „Nachher ist auch noch Zeit. 
Hier hast du Geld. Los, hol Senf! 
Nimm den Schlüssel mit, damit du 
nicht klingeln brauchst. Soll ich dir 
Beine machen?“

Felix hielt das Senfglas, als 
wolle er damit fotografieren, 
nahm den Schlüssel und lief auf 
die Straße. Hinter den Ladentü-
ren standen die Geschäftsleute 
ungeduldig und fanden sich vom 
Schicksal ungerecht behandelt. 
Aus den Fenstern aller Stockwer-
ke schimmerten die Christbäume. 
Felix spazierte an hundert Läden 
vorbei und starrte hinein, ohne 
etwas zu sehen. Er war in einem 
Schwebezustand, der mit Senf und 
Würstchen nichts zu tun hatte. Er 
war glücklich, bis ihm vor lauter 
Glück das Senfglas aus der Hand 
aufs Pflaster fiel. Die Rolläden 
prasselten an den Schaufenstern 
herunter und Felix merkte, dass er 

sich seit einer Stunde in der Stadt 
herumtrieb. Die Würstchen waren 
längst geplatzt! Er brachte es nicht 
über sich, nach Hause zu gehen. So 
ganz ohne Senf! Gerade heute hätte 
er Ohrfeigen nicht gut vertragen.

Herr und Frau Preisser aßen die 
Würstchen mit Ärger und ohne Senf. 
Um acht wurden sie ängstlich. Um 
neun liefen sie aus dem Haus und 

klingelten bei Felix Freunden. Am 
ersten Weihnachtsfeiertag verstän-
digten sie die Polizei. Sie warteten 
drei Tage vergebens. Sie warteten 
drei Jahre vergebens. Langsam ging 
ihre Hoffnung zugrunde, schließlich 
warteten sie nicht mehr und versan-

Die Weihnachtsgeschichte in der SoVD-Zeitung

ken in hoffnungsloser Traurigkeit.
Die Weihnachtsabende wurden von 

nun an das Schlimmste im Leben 
der Eltern. Da saßen sie schweigend 
vorm Christbaum, betrachteten den 
kleinen billigen Fotoapparat und ein 
Bild ihres Sohnes, das ihn als Kon-

firmanden zeigte, im blauen Anzug, 
den schwarzen Filzhut keck auf dem 
Ohr. Sie hatten den Jungen so lieb ge-
habt, und dass der Vater manchmal 
eine lockere Hand bewiesen hatte, 
war doch nicht böse gemeint, nicht 
wahr? Jedes Jahr lagen die zehn al-

ten Zigarren unterm Baum, die Felix 
dem Vater damals geschenkt hatte, 
und die warmen Handschuhe für die 
Mutter. Jedes Jahr aßen sie Kartoffel-
salat mit Würstchen, aber aus Pietät 
ohne Senf. Das war ja auch gleich-
gültig, es konnte ihnen doch niemals 
schmecken. Sie saßen nebeneinander, 
und vor ihren weinenden Augen ver-
schwammen die brennenden Kerzen 

zu großen glitzernden Lichtkugeln. 
Sie saßen nebeneinander, und er sagte 
jedes Jahr: „Diesmal sind die Würst-
chen aber ganz besonders gut.“ Und 
sie antwortete jedesmal: „Ich hol dir 
die von Felix noch aus der Küche. Wir 
können jetzt nicht mehr warten.“

Doch um es rasch zu sagen: Fe-
lix kam wieder.

Das war am Weihnachtsabend 
im Jahre 1932 kurz nach sechs Uhr. 
Die Mutter hatte die heißen Würst-
chen hereingebracht, da meinte 
der Vater: „Hörst du nichts? Ging 
nicht eben die Tür?“ Sie lausch-
ten und aßen dann weiter. Als 
jemand ins Zimmer trat, wagten 
sie nicht, sich umzudrehen. Eine 
zitternde Stimme sagte: „So, da ist 
der Senf, Vater.“ Und eine Hand 
schob sich zwischen den beiden 
alten Leuten hindurch und stellte 
wahrhaftig ein gefülltes Senfglas 
auf den Tisch. Die Mutter senk-
te den Kopf ganz tief und faltete 
die Hände. Der Vater zog sich am 
Tisch hoch, drehte sich trotz der 
Tränen lächelnd um, hob den Arm, 
gab dem jungen Mann eine schal-
lende Ohrfeige und sagte: „Das hat 
aber ziemlich lange gedauert, du 
Bengel. Setz dich hin!“ Was nütz-
te der beste Senf der Welt, wenn 
die Würstchen kalt werden? Dass 
sie kalt wurden, ist erwiesen. Fe-
lix saß zwischen den Eltern und 
erzählte von seinen Erlebnissen 
in der Fremde, von fünf langen 
Jahren und vielen wunderbaren 
Sachen. Die Eltern hielten ihn bei 
den Händen und hörten vor Freu-
de nicht zu. Unterm Christbaum 
lagen Vaters Zigarren, Mutters 
Handschuhe und der billige Foto-
apparat. Und es schien, als hätten 
fünf Jahre nur zehn Minuten ge-
dauert. Schließlich stand die Mut-
ter auf und sagte: „So Felix, jetzt 
hol ich dir deine Würstchen.“

von Erich Kästner

Aus: Erich Kästner, „Ein 
Schwein beim Frisör“, Atrium 
Verlag, Zürich. 

Illustration: Herrndorff / SoVD.

Gemeinsam feiern – Heiligabend in Deutschland
Weihnachten steht vor der Tür. Viele Menschen werden das Fest mit Freunden oder in der Familie begehen. 

Wer jedoch kein soziales Netz mehr hat, der fühlt sich gerade an den Feiertagen schnell alleingelassen. In 
Berlin feiert daher der Verein „Freunde alter Menschen“ gemeinsam mit alleinstehenden Senioren, während 
der Sänger Frank Zander eine beeindruckende Weihnachtsparty für obdachlose Menschen organisiert.

„Weihnachten mit Frank“
Auch in diesem Jahr werden wie-

der rund 2500 Obdachlose im Ta-
gungszentrum des Berliner Estrel-
Hotels zusammenkommen. Zwei 
Tage vor Heiligabend erwartet sie 
ein traditioneller Gänsebraten gar-
niert mit den Live-Darbietungen 
verschiedener Künstler. Geschen-
ke gibt es selbstverständlich auch: 
Sachspenden in Form von warmen 
Kleidern, Schlafsäcken und ande-

ren nützlichen Dingen. Organisiert 
wird die Feier seit 1995 von dem 
Berliner Entertainer Frank Zander. 
Das ganze Jahr über wirbt der Sän-
ger um Sponsoren und Unterstützer 
für die Weihnachtsfeier. Das ist nicht 
immer ganz unkompliziert, wie Zan-
der erklärt: „Das Problem, das wir 
beim Sammeln von Spendengeldern 
haben, ist, dass wir unsere Benefiz-
veranstaltung mit unseren Gästen 
feiern und nicht in feinstem Zwirn 

Viele Menschen sind an den Feiertagen allein. Nicht alle bleiben es.

für unsere Gäste.“ Und so wird der 
Musiker, der für sein soziales Enga-
gement bereits mit dem Bundesver-
dienstkreuz ausgezeichnet wurde, 
auch diese Weihnacht mit Freunden 
verbringen. Ein Teil dieser Freunde 
kommt aus dem Showgeschäft und 
wird an diesem Abend das Essen 
servieren oder auf der Bühne ste-
hen. Der weitaus größere Teil dieser 
Freunde aber kommt von den Stra-
ßen Berlins und wird in erster Linie 
ein paar schöne Stunden genießen. 

„Freunde alter Menschen“
Festlich geht es am Heiligabend 

auch bei den Freunden alter Men-
schen zu. Der Verein hat es sich zum 
Ziel gesetzt, Einsamkeit und Isolati-
on in der Gesellschaft zu überwin-
den, seine Mitglieder engagieren 
sich daher ganzjährig für betagte 
Menschen – für ihre „alten Freun-
de“. Am 24. Dezember werden die-
se von Zuhause abgeholt, während 
der festlich gedeckte Tisch bereits 
auf sie wartet. Neben dem gemein-
samen Singen von Weihnachtslie-
dern gibt es natürlich auch eine 
Bescherung. Die Geschenke hierfür 
werden von den Mitgliedern des 
örtlichen Lions-Clubs gestiftet und 
ganz individuell verpackt. Da viele 
der Beschenkten sonst niemanden 

mehr haben, kommt dem Präsent 
ein hoher Symbolwert zu. Klaus 
Pawletko, der die Weihnachtsfei-
er organisiert, erklärt den Hinter-
grund: „Wir horchen immer vorher 
rum und fragen jeden einzelnen un-
serer Freunde, was er oder sie sich 
zu Weihnachten wünscht. Die meis-
ten wünschen sich dann immer nur 
Gesundheit“, Pawletko lacht, „aber 
das ist dann halt etwas schwierig zu 
verschenken.“

Das Festmahl an diesem Abend 
wird ebenfalls von Freiwilligen zu-
bereitet. Bei Nachtisch und einem 
guten Wein sitzt man dann so lange 
zusammen, wie es die Kondition des 

jeweiligen alten Freundes zulässt.  
Entscheidend für Pawletko ist die 
Atmosphäre: „Das ist wirklich 
das Schöne, dass es eben nicht 
eine Massenveranstaltung für Äl-
tere ist, wo dann Freiwillige hin 
und her flitzen und Kaffee aus-
schenken, sondern es ist wirklich 
wie in einer Familie: Alt und Jung 
sitzen zusammen und jeder hat ei-
nen Gesprächspartner.“

 jb
Nähere Informationen wie auch 

Spendenmöglichkeiten zu der 
Veranstaltung „Weihnachten mit 
Frank“ finden Sie im Internet un-
ter www.obdachlosenfest.de.

Mittendrin: Frank Zander feiert seit Jahren gemeinsam mit Berliner 
Obdachlosen Weihnachten – auch für ihn jedes Mal ein schönes Fest.

Alte und junge Freunde: Sie begehen Weihnachten familiär. Neben einem 
individuellen Geschenk erfahren Ältere vor allem Aufmerksamkeit.

Foto:  Freunde alter Menschen

Foto: Zander / Obdachlosenfest
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Einsatzmöglichkeit in fast jedem
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Dreh- und klappbare Sitz- Armlehnen 
bieten optimale Platzverhältnisse
speziell auf Ihre Bedürfnisse 
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Montage inkl. Elektroanschluss
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Positive Neuigkeiten für Eltern, die Arbeitslosengeld (ALG) II bezie-
hen: Das Bundessozialgericht hat am 13. November entschieden, dass 
Klassenfahrten von den Jobcentern voll zu übernehmen sind (AZ: B 14 
AS 36/07 R).

Zudem hat das Landessozialgericht Hessen am 29. Oktober eine Vor-
lage zum Bundesverfassungsgericht beschlossen, da die Hartz-IV-Regel-
leistungen nach der Überzeugung des Gerichtes nicht das soziokulturelle 
Existenzminimum von Familien decken und damit gegen das Grundgesetz 
verstoßen (AZ: L 6 AS 336/07). Eine Verfassungsbeschwerde zur Regel-
leistung für Alleinstehende nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II ist be-
reits beim Bundesverfassungsgericht anhängig (AZ: 1 BvR 1523/08). Die 
Bundesrechtsabteilung des Sozialverband Deutschland empfiehlt daher 
weiterhin, gegen aktuelle Bescheide hinsichtlich der Regelleistung / des 
Sozialgeldes für Kinder in Widerspruch zu gehen.

Auch die Bundesregierung hat mittlerweile erkannt, dass hier Hand-
lungsbedarf besteht und plant bessere Leistungen für Familien mit dem 
neuen Familienleistungsgesetz, wonach u. a. bedürftige Kinder und Ju-
gendliche ein Schulbedarfspaket von 100 Euro pro Jahr bis zum Abschluss 
der 10. Jahrgangsstufe erhalten sollen. are

Finanzielle Verbesserungen
Hartz IV und Familie

Rentner sind seit dem 1. April 2004 dazu verpflichtet, den vollen statt 
wie bisher nur den halben Beitrag zur sozialen Pflegeversicherung zu tra-
gen. Diese Regelung ist verfassungsgemäß, wie das Bundesverfassungsge-
richt nunmehr in zwei unserer Musterverfahren entschieden hat. Die ent-
sprechende Verfassungsbeschwerde von SoVD und VdK wurde nicht zur 
Entscheidung angenommen (Beschluss vom 7. Oktober 2008 – AZ: 1 BvR 
2995/06 und 1 BvR 740/07).

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichtes fällt die bis Ende 2003 
bestandene Pflicht des Rentenversicherungsträgers, die Hälfte des Pflege-
versicherungsbeitrages zu tragen, nicht unter die Eigentumsgarantie des 
Artikel 14 GG. Es mangele bereits an der erforderlichen „Eigenleistung“ 
der Beschwerdeführer. Darüber hinaus sei aufgrund der alleinigen Tragung 
des verhältnismäßig geringen Pflegeversicherungsbeitrages keine existenz-
bedrohende Verringerung des Rentenbetrages eingetreten. Schließlich sei 
auch keine Verletzung von Artikel 2, Absatz 1 GG (allgemeine Handlungs-
freiheit) festzustellen, da die Streichung der Beteiligung des Rentenversi-
cherungsträgers angesichts dessen Finanzsituation und der angestrebten 
Entlastung der öffentlichen Haushalte sowie der Beitragszahler noch als 
verhältnismäßig anzusehen ist. Da die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes unanfechtbar ist, müssen wir allen Betroffenen, die in ihrer 
eigenen Rentenangelegenheit Widerspruch eingelegt haben, nunmehr emp-
fehlen, das Rechtsmittel zurückzunehmen. hb

Rentner: Voller Beitrag zur 
Pflegeversicherung ist 

verfassungsgemäß

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes

Die Bundesschatzmeisterin

Rentenbezieher – ebenso wie Bezieher von Erwerbsminderungs- und 
Verletztenrente –, die Arbeitslosengeld (ALG) II oder Leistungen der So-
zialhilfe bzw. der Grundsicherung im Alter beziehen, sollten versuchen, 
gegenüber der Behörde eine Absetzung des SoVD-Mitgliedsbeitrages von 
ihrem Renteneinkommen geltend zu machen. Auch Rentner, welche eine 
Bedarfsgemeinschaft nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II zugerechnet 
werden und deren Rente dort als Einkommen angerechnet wird, sollten eine 
Absetzbarkeit geltend machen. Laut Bundesverwaltungsgericht handelt es 
sich beim SoVD-Mitgliedsbeitrag nämlich um eine notwendige Ausgabe, 
welche vom Renteneinkommen abzusetzen ist (Urteil vom 27. Januar 1994; 
AZ: 5 C 29 / 91).

Bezieher von ALG II 
und Sozialhilfe können 

Mitgliedsbeiträge absetzen

Die Chancen von Behinderten auf dem Arbeitsmarkt sollen verbessert 
werden. Mit diesem Ziel verabschiedete der Bundestag Mitte November 
ein Gesetz, das eine individuelle Qualifizierung in den Betrieben vorsieht. 
Die Maßnahme unter dem Motto „Im Job fit für den Job werden“ dauert 
bis zu zwei Jahre und hat den Abschluss eines Arbeitsvertrages zum 
Ziel. Bei Bedarf ist zusätzlich auch eine individuelle Berufsbegleitung 
vorgesehen. dpa

Betriebliche Qualifizierung 
Behinderter wird gefördert

Neues Gesetz verabschiedet

Niedrigere Gaspreise bleiben für die 
Verbraucher eine Mogelpackung

Die Preise für Gas sind allein in diesem Jahr um bis zu 30 Prozent gestiegen. Für das neue Jahr haben einige 
Anbieter nun Preissenkungen angekündigt, bei denen es jedoch maximal um Reduzierungen im einstelligen 
Prozentbereich geht. Unterm Strich bleibt es für die Verbraucher also bei einer deutlichen Mehrbelastung.

Nach einem Bericht im „Handels-
blatt“ setzt sich das Bundeskartell-
amt bei rund 30 Gasanbietern für 
Preissenkungen ein. Im Gegenzug 
bietet die Behörde offensichtlich 
an, die im März eingeleiteten Miss-
brauchsverfahren einzustellen. Die 
Behörde war aktiv geworden, 
nachdem ständig höhere For-
derungen der Energieunterneh-
men den Verdacht überhöhter 
Preise nahegelegt hatten.

Heizen und Kochen 
mit Gas – ein Luxus?

Unmut regte sich auch bei 
den Endverbrauchern. Das 
Verbraucherportal Verivox et-
wa verweist auf eine Erhebung, 
nach der sich die Gaspreise für 
Privatkunden in den letzten 
zehn Jahren nahezu verdoppelt 
haben. Galt Erdgas lange Zeit 
als günstige Variante des Hei-
zens, so haben sich die Kosten 
seit der Liberalisierung des 
Gasmarktes stetig nach oben 
geschraubt. Die politisch Ver-
antwortlichen haben sich nach 
Ansicht vieler Experten zu stark 
auf die Selbstregulierung der 
bestehenden Monopolversorger 
verlassen. Bis heute jedoch ist 
der Markt unter wenigen An-
bietern aufgeteilt, so dass viele Ver-
braucher derzeit oft nur die Wahl 
zwischen zwei Anbietern haben.

Prinzip der Ölpreisbindung
Bei Preiserhöhungen berufen 

sich die Energieunternehmen in 
der Regel auf die weltweit gestie-
genen Beschaffungspreise sowie die 
sogenannte Ölpreisbindung. Diese 

Koppelung des Gaspreises an die 
Entwicklung des Preises für Heiz-
öl stellt jedoch lediglich eine bran-
cheninterne Vereinbarung dar, an 
der die internationalen Gashändler 
festhalten. Um objektiv beurteilen 
zu können, ob die Preise der Ener-

gieanbieter in einem nachvollzieh-
baren Verhältnis zu ihren tatsäch-
lichen Kosten stehen, müssten die 
betroffenen Firmen Einblick in ihre 
Kalkulationen gewähren. Hier hat 
jedoch erst vor kurzem der Bundes-
gerichtshof einen Riegel vorgescho-
ben. In einem Urteil verneinten die 
Richter einen Anspruch der Kunden 
auf eine solche Offenlegung. 

Hohe Gaskosten 
trotz sinkender Ölpreise

Hat sich die Bindung der Kosten 
für Gas an den Ölpreis bisher für 
die Verbraucher eher negativ ausge-
wirkt, so könnte nun ein gegenteili-
ger Effekt eintreten: Lag der Preis 

pro Barrel (159 Liter) Rohöl 
noch Mitte des Jahres bei rund 
150 Dollar, so ist dieser zwi-
schenzeitig auf einen Wert von 
etwa 50 Dollar gefallen. Auch 
an den Tankstellen war in den 
letzten Wochen zu beobachten, 
dass sich der Benzinpreis auch 
in eine andere Richtung als 
nur nach oben bewegen kann. 
Grundsätzlich sollten sich die 
niedrigen Ölpreise somit auch 
auf die Kosten für Gas auswir-
ken. Tatsächlich haben einige 
Anbieter auch schon Preissen-
kungen in Aussicht gestellt.

Niedrige Preise 
als Mogelpackung

Unabhängig von einer Eini-
gung der Energieunternehmen 
mit dem Bundeskartellamt 
haben bisher nur etwa drei 
Prozent der Gasversorger eine 
Entlastung ihrer Kunden zum 
neuen Jahr in Aussicht gestellt. 
Zusätzlich lassen viele Firmen 

es auch weiterhin offen, wie viel we-
niger sie künftig berechnen werden. 
Zahlen, die in Bezug auf geplante 
Preissenkungen genannt werden, 
bewegen sich im Bereich von fünf bis 
sechs Prozent. Angesichts der seit 
Jahresbeginn erhobenen Zuschlä-
ge von bis zu 30 Prozent sprechen 
Verbraucherschützer somit eher von 
einer Mogelpackung. 

Ankündigung von Preissenkungen zu 2009

Ob der Schornsteinfeger zum neuen Jahr 
auch hinsichtlich niedriger Gaspreise Glück 
bringt, muss sich erst noch zeigen. 

Elektronische Gesundheitskarte
Der seit mehr als zwei Jahren überfälligen Einführung der elektronischen Gesundheitskarte steht nach einer 

aktuellen Darstellung des Bundesgesundheitsministeriums nichts mehr im Weg. 

Den Durchbruch sieht das Mi-
nisterium darin, dass die Kassen-
ärztliche und Kassenzahnärztliche 
Vereinigung Nordrhein sowie die 
Krankenhausgesellschaft NRW die 
Pauschalbeträge für den Kauf der 
Lesegeräte bekanntgegeben haben. 
Ärzte und Zahnärzte wüssten nun 
genau, wie viel Geld ihnen die Kran-

kenkassen für die nötige Anschaf-
fung der Geräte bezahlen. Das Mi-
nisterium geht davon aus, dass nun 
auch andere Regionen folgen. 

Die neuen Lesegeräte können so-
wohl die alte Chipkarte als auch die 
neue elektronische Karte lesen. Auf 
dieser sollen zunächst elektronische 
Rezepte gespeichert werden, später 

soll sie auch Zugang zu elektroni-
schen Patientenakten und Arztbrie-
fen ermöglichen. dpa

Laut Ministerium steht Einführung nichts mehr im Weg

Foto: c-promo.de / photocase
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Christoph Drösser beantwortet Fragen des Alltags

Im November lautete die Frage 
des Monats: „Seit Wochen versi-
chern Politiker und Bankmanager, 
dass deutsche Sparer angesichts 
der Finanzkrise nicht um ihr Geld 
fürchten müssen. Machen Sie sich 
dennoch Sorgen um Ihr Erspartes?“ 
Von den Besuchern unserer Websi-
te, die bis Redaktionsschluss abge-
stimmt haben, votierten 81 Prozent 
mit „Ja“, 19  Prozent mit „Nein“. 
Die Frage des Monats Dezember 
lautet: Mit dem neuen Jahr gilt 
für alle gesetzlich Versicherten der 

Gesundheitsfonds. Befürchten Sie 
konkret eine Verschlechterung Ihrer 
Gesundheitsversorgung? 

Besuchen Sie zum Abstimmen un-
sere Homepage www.sovd.de. Dort 
haben Sie auch die Möglichkeit, ei-
ne eigene Antwort zu formulieren. 
Die Redaktion wertet alle einge-
henden Antworten aus und bemüht 
sich, diese – evtl. gekürzt – in ihre 
Berichterstattung einfließen zu las-
sen. Ein Anspruch auf Veröffentli-
chung im Internet oder in der SoVD-
Zeitung besteht jedoch nicht.

so wie Alkohol) die 
Produktion des Hor-
mons ADH, auch Va-
sopressin genannt. 
Dieses ADH wieder-
um hemmt die Flüs-
sigkeitsausschei-
dung der Niere.

Es ist aus ver-
schiedenen Gründen 
schwierig, genau zu 
beziffern, wie viel 
Flüssigkeit man ver-

liert, wenn man einen Liter Kaffee 
trinkt: Erstens ist die diuretische 
Wirkung von Mensch zu Mensch 
verschieden. Zweitens gibt es ei-
nen Gewöhnungseffekt, durch 
welchen die Wirkung bei starken 
Kaffeetrinkern nachlässt. Und 
drittens hängt der Effekt von der 
Flüssigkeitsbilanz ab: Wenn man 
zusätzlich andere Getränke zu 
sich nimmt, wird auch der durch 
den Kaffee erzeugte Harndrang 
stärker.

Schon die Oma 
hatte immer davor 
gewarnt: Kaffee 
nimmt dir mehr 
Flüssigkeit, als 
er gibt. Tatsäch-
lich heißt es im-
mer wieder, dass 
man Kaffee zu den 
mindestens zwei 
Litern, die man 
über den Tag ver-
teilt trinken soll, 
nicht dazurechnen dürfe. Stimmt 
es, dass Kaffee ein „Flüssigkeits-
räuber“ ist? 

Selbst wenn der Kaffee dünn ist: 
Den gesamten Flüssigkeitsbedarf 
darüber zu decken ist unter ge-
sundheitlichen Gesichtspunkten 
bestimmt nicht sinnvoll. Tatsäch-
lich wirkt Kaffee harntreibend. 
Trotzdem wird niemand verdurs-
ten, der große Mengen Kaffee 
oder Tee trinkt und sonst nichts. 
Die Regel, man dürfe koffeinhal-
tige Getränke und Alkohol bei der 
täglichen Flüssigkeitsaufnahme 
nicht mitrechnen, ist eher symbo-
lisch gemeint und nicht wörtlich 
zu nehmen.

Die diuretische, also den Harn-
fluss verstärkende Wirkung von 
Koffein ist seit über 100 Jahren 
bekannt. Sie beruht hauptsäch-
lich darauf, dass Koffein die 
Durchblutung der Niere steigert 
und dadurch deren Aktivität er-
höht. Außerdem hemmt es (eben-

Entzieht Kaffee 
dem Körper Flüssigkeit?

Die Gewinner/-innen vom November
Kreuzworträtsel

Heinz Theelke, 17499 Bansin; Margrit Heuer, 22177 Hamburg; Herbert Größchen, 65599 Dornburg.

Sudoku
Gerd Seule, 06849 Dessau; Elisabeth Harks, 46286 Dorsten; Dirk Johannsen, 23619 Heilshoop.

Buch-Tipp
Jenny Wehnke, 30539 Hannover; Helmut Schmidt, 24340 Eckernförde; Diethild Peinz, 49356 Diepholz;  

Egon Fettig, 76332 Bad Herrenalb.

Die Namen der Gewinner/-innen werden in der SoVD-Zeitung und im Internet veröffentlicht.

Die Frage des 
Monats Dezember

Hintergrundgrafik: Herrndorff

Versicherter 
darf Klinik 
mit wählen

Krankenversicherungen müssen 
berechtigte Wünsche des Patienten 
bei der Wahl einer Reha-Klinik be-
rücksichtigen, entschied das Hes-
sische Landessozialgericht. Hes-
sens oberste Sozialrichter gaben 
damit einem Kläger Recht, der an 
einem komplexen und chronischen 
Krankheitsbild leidet (Aktenzei-
chen: L 1 KR 2/05).

Der Kläger bekommt seit 1985 Er-
werbsunfähigkeitsrente und ist zu 
80 Prozent behindert. 1997 war ihm 
ein stationäres Heilverfahren in ei-
ner als Reha-Einrichtung zugelasse-
nen Fachklinik für Naturheilkunde 
und ganzheitliche Medizin gewährt 
worden. Im Juli 2000 beantragte er 
erneut eine stationäre Reha-Kur, 
die Krankenversicherung lehnte 
dies jedoch ab. Dagegen klagte der 
Mann. Noch während des Gerichts-
verfahrens, das er in erster Instanz 
verlor, führte er die Kur 2003 auf 
eigene Kosten durch. Im Beru-
fungsverfahren gaben die Richter 
nun dem Kläger Recht und hoben 
aufgrund der Stellungnahmen der 
behandelnden Ärzte das Urteil des 
Sozialgerichts auf.� dpa
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Antworten auf 
Chiffre-Anzeigen
unter Angabe der 

Chiffre-Nr. an:

Anzeigen-Verwaltung
U. Struckmeyer
Postfach 12 66

27723 Worpswede

E-Mobil bzw. E-Rollstuhl, guter Zustand je VB 1.000,–
Anlieferung mögl. 0 51 08/92 54 96

Verkaufe Elektromobil HS 890, 2.350,- VB.
Neupreis dieses Gerätes liegt bei 4.800,- 

05376/83 22 · Mobil 0175/400 48 22

Kleine Briefmarkensammlung 
u.a. 100 Ersttags-Schmuck-Umschläge 

zu verkaufen 0 5184/271

Junggebliebene 67 j. Frau, 1,70 groß sucht
Partner aus dem Raum Mölln-Trittau. Reden,
Wandern, Lesen, Reisen usw. möchte ich 
wieder gemeinsam genießen Chiffre 2022

60jährige Hamburgerin, jungendliche Erschei-
nung, sehnt sich nach harmonischer Zweisamkeit
mit gepflegtem, humorvollem Herrn, dem Her-
zenswärme u. Bildung kein Fremdwort ist. Zuschr.
bitte mit Bild (falls vorhd.) Chiffre 2023

Mitglied sucht Kriegsfotos!
(Panzer/Flugzeuge) 0 46 61/6186

�

€

Treppenlifte ab 2.500,- 
Elektromobile ab 1.498,- 

0 50 53 / 12 28
www.treppenliftservice.de

Gesucht und gefunden in der Zeitung des Sozialverband Deutschland

An- und Verkaufsanzeigen
Keine Reiseanzeigen – Keine gewerblichen Anzeigen
An die Zeitung des SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND
(SoVD), Anzeigenverwaltung U. Struckmeyer,
Postfach 12 66, 27723 Worpswede

Die nachstehende Anzeige veröffentlichen Sie bitte unter
„An- und Verkaufsanzeigen“ (keine „Reise-Gewerblichen An-
zeigen“), pro Zeile 5,95 Euro incl. 19% MwSt.
Anzeigenannahmeschluß: Am 3. des Vormonats.
Vor- und Zuname

Straße und Nr.

PLZ Wohnort

Ich ermächtige die ZEITUNG DES SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND (SoVD)-An-
zeigenverwaltung U. Struckmeyer, die Insertionskosten von meinem Konto 
abbuchen zu lassen. Die Bezahlung Ihrer Anzeige kann nur durch Abbuchung oder
Vorkasse (Scheck) erfolgen.

Bank/Postscheckamt in:

Bankleitzahl

Konto-Nr.

Datum Unterschrift

Der Text meiner Anzeige: Ausgabe

Mindestgröße 2 Zeilen = 11,90 Euro     incl. 19% MwSt.

3 Zeilen = 17,85 Euro     incl. 19% MwSt.

4 Zeilen = 23,80 Euro     incl. 19% MwSt.

5 Zeilen = 29,75 Euro     incl. 19% MwSt.
je weitere Zeile = 25,95 Euro     incl. 19% MwSt.

Kleinanzeigen in Fließsatzausführung, 1spaltig in 3 mm Grundschrift. Bis zu 3 Wörtern am
Anfang fett, sonst keine Hervorhebung oder Umrandung. Pro Zeile bis maximal 38 Buchsta-
ben bzw. Zeichen einschließlich der erforderlichen Zwischenräume. Nur allgemein gebräuch-
liche Abkürzungen möglich. Chiffregebühr 5,35 Euro pro Anzeige incl. MwSt.

Diese 5 Zeilen als An- oder Verkaufsanzeige
kosten sie nur 29,75 inkl. gesetzlicher MwSt.
in der Rubrik Gesucht Gefunden in der SoVD-
Zeitung. Infos unter: Anzeigenverwaltung

Ulf Struckmeyer · 0 47 92/2216

Wir wünschen allen Kunden und SoVD-Mitgliedern

ein frohes Weihnachtsfest

und ein gesundes Neues Jahr!
Ihre Anzeigenverwaltung U. Struckmeyer

U. Struckmeyer · Postfach 1266 · D-27723 Worpswede

Tel.: 0 47 92/22 16 · Fax: 0 47 92/35 30 · E-Mail: u.struckmeyer@t-online.de

Anzeigenverwaltung
SoVDZei tung

Personalien

Hartmut Marx, SoVD-Präsidi-
umsmitglied (Schriftführer) und 
Vorsitzender des SoVD-Landes-
verbandes Baden-Württemberg, 
feiert am 27. Dezember seinen 
65. Geburtstag.

Straßenfeger – Percy Stuart
„Gentlemen, ich werde mein Bes-

tes tun!“ Dieser Satz leitet jedes 
neue Abenteuer des amerikani-
schen Millionärs Percy Stuart ein. 

Und tatsächlich ist in jeder Folge 
der zwischen 1969 und 1972 ausge-
strahlten Serie sein ganzer Einsatz 
gefordert. Der Grund: Percy möchte 

unbedingt als 
Mitglied in ei-
nen exklusiven 
Londoner Club 
aufgenommen 
werden, muss 
hierfür jedoch 
zunächst seine 
Eignung unter 
Beweis stellen. 
Zu Beginn je-
der Episode 
wird ihm daher 
eine neue Auf-
gabe gestellt, 
die es nach 
festgelegten 
Regeln zu lösen 
gilt. Die meist 
aberwitzigen 
P r ü f u n g e n 
führen den Zu-
schauer rund 
um den Glo-
bus an immer 
neue Hand-
l u n g s o r t e . 
Dort ergeben 
sich  sowohl 
gefährliche als 

auch turbulente, in jedem Fall aber 
höchst unterhaltsame Abenteuer. 

Im Schnitt verfolgten damals mehr 
als 20 Millionen Zuschauer im Vor-
abendprogramm des ZDF wie Percy 
Stuart seine Aufgaben löste – etwa 
die, einem tyrannischen Diktator für 
einen Tag die Manschettenknöpfe 
zu entwenden. Der Erfolg der Serie 
trug ihr somit den Ruf eines „Stra-
ßenfegers“ ein. 

Sämtliche Folgen sind nun auf 
DVD erhältlich und ermöglichen ein 
Wiedersehen mit dem smarten Claus 
Wilcke als einfallsreicher Abenteu-
rer Percy Stuart sowie Horst Kei-
tel als schrulliger Rechtsanwalt 
Reginald Prewster, der darüber zu 
wachen hat, ob die Aufgaben auch 
tatsächlich im Sinne der Clubmit-
glieder gelöst werden.

Straßenfeger 03: Percy Stuart, 
Staffel 1 und 2, insgesamt 4 DVD, 
ca. 650 Minuten, 28,90 Euro, EAN: 
4 031778 899103.

Wir verlosen unter Ausschluss 
des Rechtsweges fünf DVD-
Boxen. Bei Interesse schicken 
Sie eine E-Mail an: buchtipp@ 
sovd.de bzw. eine Postkarte an:  
SoVD, Abt. Redaktion, Stichwort 
„Buchtipp-Verlosung“, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss: 15. Dezember 2008.

DVD-Tipp
Viele Menschen leben gefährlich und ahnen es nicht einmal. Nämlich 

dann, wenn sie kaum etwas über ihr persönliches Risiko für Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen wissen, gleichzeitig aber langsam eine solche Krankheit 
entwickeln.

Um das Bewusstsein für das eigene Risiko für Herz- und Gefäßkrankhei-
ten zu schärfen, hat die Deutsche Herzstiftung den Fragebogen-Selbsttest 
„Herzinfarkt: Wie gefährdet sind Sie?“ entwickelt. Anhand der mit dem Test 
errechneten Punktzahl lässt sich das persönliche Risikoprofil abschätzen 
und entscheiden, ob schon bald ein Arztbesuch erfolgen sollte.

In jedem Lebensalter lässt sich eine Menge dafür tun, sein persönliches 
Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen günstig zu beeinflussen. „An 
erster Stelle steht dabei, nicht zu rauchen“, so Prof. Dr. Helmut Gohlke, 

Herz-Risiko erkennen!
Deutsche Herzstiftung bietet kostenlosen Test

Vorstandsmitglied der Deutschen 
Herzstiftung. Sehr wichtig ist es 
aber ebenso, Übergewicht (vor allem 
Bauchfett) abzubauen, auf regelmä-
ßige sportliche Betätigung zu achten 
(am besten vier- bis fünfmal pro Wo-
che mindestens eine halbe Stunde) 
und sich ausgewogen, mit viel Obst 
und Gemüse sowie wenig tierischen 
Fetten und Salz zu ernähren. So 
können nur drei Gramm weniger 
Salzkonsum pro Tag – das entspricht 
etwa einem halben Teelöffel Salz – 
die Zahl der durch Bluthochdruck 
verursachten Todesfälle um 15 bis 
22 Prozent (bezogen auf tödliche 
Herzkranzgefäß-Erkrankungen 
bzw. Schlaganfälle) vermindern.

Der Risikotest der Deutschen 
Herzstiftung kann kostenlos pos-
talisch angefordert werden bei: 
Deutsche Herzstiftung e.V., Vogtstr. 
50, 60322 Frankfurt am Main; per 
E-Mail: info@herzstiftung.de oder 
online unter: www.herzstiftung.de.
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Österreich
Hotel Schrofenstein**** Fam. Peter Völk

A-6500 Landeck - TIROL - Österreich
Telefon: 00 43/54 42/6 23 95 · Fax 6 49 54-55

Homepage: www.schrofenstein.at

Die WIRTSFAMILIE VÖLK,
4 Sterne und 150 Jahre Gastlichkeit 

sind Garant für beste Qualität

IM SOMMER: DER ZENTRALSTE PUNKT FÜR IHRE AUSFLUGSFAHRTEN! 
im Dreiländereck mit Süd-Tirol (Italien) und der Schweiz

Kommen Sie in das GANZJÄHRIG NEBELFREIE Tiroler Oberland mit seiner eindrucksvollen Bergwelt

IM WINTER: DER ZENTRALSTE PUNKT FÜR EINE SKISAFARI 
die schneesichersten Skigebiete liegen direkt im nahen Umkreis

Ischgl/Samnaun – St. Anton/Arlberg, Serfaus-Fiss, unser Hausberg Venet

SUPERGRUPPENPREISE für Halbpension ab 37,50 pro Person pro Tag!
Ab 16 zahlenden Personen = 1 Freiplatz; ab 32 zahlenden Personen = 2 Freiplätze; 

ab 46 zahlenden Personen = 3 Freiplätze!

Für Sie wichtig. . . bei uns gibt’s GENÜGEND EINBETTZIMMER zu einem geringen Aufpreis
Gerne beraten wir Sie bei der Programmerstellung und laden Sie zu uns ein.

Unübertroffenes Preis-Leistungsverhältnis. WIR HALTEN WAS WIR VERSPRECHEN!

Hotel Baumann · Hipping 32 · A-4880 St. Georgen/Attergau · Telefon 0043 / 7667/6357 · Fax -99
Mobil 0043/676/5 64 32 43 vormittags · E-mail: info@hotel-baumann.at · www.hotel-baumann.at

*** Gruppenhotel Baumann - Österreich
Salzkammergut - Attersee

Günstige Pauschalangebote für Gruppen und Familien
Jetzt buchen für 2009 · Halbpension ab 28,00 pro Person und Tag im DZ
Privatreisende sind herzlich willkommen. Familienfreundliches Haus!

Teutoburger Wald
Bad Salzuflen, Kurparknähe

Haus Germania
EZ 32–47,50 , DZ 29–45,50 
Bitte erfragen Sie unsere Sonderangebote

für die Nachsaison 
Ihre Familie Mallnitz 0 52 22/124 53

www.hausgermania.de

Franken
Bei Bamberg Mittl. Berge. eig. Metzg., Angeln,
7 Tage HP ab 169,- 0 95 35/241

Hessen

Polen

OSTPREUSSEN
MASURISCHE SEENPLATTE

Mit Fahrten nach Lötzen, Rastenburg, Sensburg,
Nikolaiken, Ortelsburg, Lyck, Johannisburg, Arys,
Heiligelinde, Kruttinnen, Treuburg, Goldap, Allen-
stein, sowie Danzig, Gdingen, Marienburg, Elbing,

Frauenburg, Mehlsack, Bartenstein.
Kombiniert mit: KONIGSBERG, Cranz, Rauschen,
Insterburg, Tilsit, Tapiau, Wehlau, Kurische Neh-

rung, Neukuren, Labiau, Rositten, Memel, 
ST. Petersburg, Riga, Tallinn, und viele Orte mehr!
Schlesien - Riesengebirge - Prag
Jetzt auch Reisen - weltweit!
Kostenlose Prospekte Info:
Reisedienst Warias GmbH
Erich-Ollenhauer-Str. 42 · 59192 Bergkamen

0 23 07/88 367 o. 85 117 · Fax 83 404
E-Mail: reisedienst.warias t-online.de

,

U. Struckmeyer · Postfach 12 66 · D-27723 Worpswede
Tel.: 0 47 92/22 16 · Fax: 0 47 92/35 30
E-Mail: u.struckmeyer@t-online.de

Anzeigenverwaltung
SoVDZei tung

Reisetipp
Oberstaufen/Steibis DG Wohnung unverbauba-
rer Bergblick, für 2–4 Pers. Oberstaufen Plus: Berg-
bahnen, Schwimmbad, uvm. kostenlos. Info:

0 46 51/92 7619 · E-Mail uwsylt t-online.de

Rhein / Mosel

FeWo****, Mosel, b. Cochem, 4 Pers. ab 25,- ,
z.T. behindertenfrdl., Telefon und Sat-TV, Grill, 
Liegewiese, ideale Wandermöglichkeit, Bahnst.

0 65 42/24 98 · www.fewo-kroeger.de

GRUPPEN- UND FAMILIENURLAUB
im romantischen Rhein-Lahn-Dreieck

70 Betten, FeWo, Bundeskegelbahn
Hotel-Restaurant „BERGHOF***“
56368 Berghausen-Katzenelnbogen

0 64 86/9 12 10
www.hotel-berghof-berghausen.de

Mecklenburg-Vorpommern
Eggesin in Vorpom. Restaurant-Pension Zi. m.
Du, WC, TV, Pool im Sommer Ü/F ab 20,- p. P.
im DZ kl. Hund ang. 03 97 79/2 73 55

BITTE BERÜCKSICHTIGEN SIE DIE

INSERENTEN UNSERER SOVD-ZEITUNG!

Ursprünglich war geplant, 
daß die bisher fälligen Steuern 
auf diese Jobs in Höhe von 22 
Prozent, die der Arbeitgeber 
bislang an das Finanzamt leis-
ten mußte, ab 1.April 1999 an-
teilmäßig zu 10 Prozent in die 
Krankenversicherung und zu 
12 Prozent in die Rentenversi-
cherung fließen. Automatisch 
Ansprüche sollen daraus nicht 
erwachsen. Nur wer den Beitrag 
an die Rentenkasse aus eigenen 
Mitteln auf 19,5 Prozent auf-
stockt, erwirbt einen Renten-
anspruch.

Dann begann der Streit. Es 
könnte jetzt darauf hinauslau-
fen, daß lediglich Schüler, Stu-
denten und Rentner nicht der 
Steuer unterliegen. Besteuert 
werden sollen entsprechende 
Einkünfte, wenn es sich um ein 
„zweites“ Arbeitsverhältnis 

handelt oder der Ehepartner berufs-
tätig ist. Ob das entsprechende Ge-
setz wie geplant zum 1. April steht, 

war zum  Zeitpunkt der Druckle-
gung nicht abzusehen.

Steuern oder Sozialabgaben: Für 
die betroffenen Arbeitnehmer än-
dert sich nichts. Auch für die Wirt-
schaft bleibt finanziell und was die 
Verfügbarkeit von billigen Arbeits-
kräften betrifft alles beim alten. Die 
620-Mark-Grenze soll ab April 99 in 

West- und Ostdeutschland glei-
chermaßen gelten.

Die Kritik an den neuen Bil-
lig-Job-Regelungen, unabhän-
gig vom Besteuerungs-Streit, 
aus dem Arbeitnehmerflügel 
der SPD und den Gewerkschaf-
ten ist heftig. Auch der Vorsit-
zende des Sozialpolitischen 
Ausschusses des Sozialverband 
Reichsbund, Präsidiumsmit-
glied Sven Picker, kritisierte: 
„Durch die neue Regelung wer-
den die bestehenden Anreize für 
die Arbeitgeber zur Zerstücke-
lung von Vollzeitarbeitsplätzen 
nicht beseitigt. Die vom Sozial-
verband Reichsbund geforder-
te Verbesserung der Rentenan-
sprüche für die meist weiblichen 
Arbeitnehmer, überwiegend al-
leinerziehende Mütter mit Kin-
dern, ist wieder auf die lange 
Bank geschoben worden.“

Minijobs, Midijobs, geringfügige Beschäftigung – wer glaubt, das Niedriglohnproblem sei eines der letzten 
Jahre, irrt: Unten stehender Ausriss aus der SoVD-Zeitung vom Dezember 1998 zeigt deutlich, dass die 
Thematik schon vor zehn Jahren aktuell war. Sicher, damals wurde in DM gerechnet, die Bezeichnungen 
und Bemessungsgrenzen waren andere. Das Problem an sich war indes das gleiche wie heute: Zu wenig 
Lohn und viel zu geringe Rentenansprüche.

Rückblende

Künftig noch mehr Billig-Jobs?
620-Mark-Jobs in Ost und West/Streit um Versteuerung 

Dauer-Thema „Niedriglohn“
Rückblende – die Serie in der SoVD-Zeitung

Kurz vor Drucklegung dieser Zeitung erreichte der Streit um die Besteuerung der 620-Mark-Jobs 
einen ersten Höhepunkt. Bundeskanzler Schröder hatte angekündigt, daß die Steuern aus geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen den Kranken- und Rentenkassen zufließen sollen. Die SPD-Länderchefs 
laufen Sturm. Sie verweisen aus Steuerausfälle in Milliardenhöhe.

Vom Reichsbund zum SoVD –
die Chronik des Verbandes

Die Weihnachtszeit steht 
vor der Tür, wie jedes Jahr 
machen wir uns auf die Su-
che nach Geschenken für 
Verwandte und Bekannte. 
So manche Stunde ver-
bringen wir in überfüllten 
Einkaufsstraßen, stöbern 
in Buch- und anderen Lä-
den – und finden am Ende 
oft doch nicht das Passen-
de. SoVD-Mitglieder haben 
es in diesem Jahr allerdings 
einfacher: Sie können – be-
quem von zu Hau-
se aus – die Chro-
nik des Verban-
des bestellen und 
haben somit ein 
wertvolles Prä-
sent fürs Weih-
nachtsfest.

Die beiden vom 
Sozialverband 
Deutschland he-
rausgegebenen 
Bände präsentie-
ren auf anschauli-
che Weise die frü-
hen Jahre des Ver-
bandes – von 1917 
bis 1933 (Band I) 
und von 1945 bis 
1948 (Band II). 
Kernstück der 
Bücher ist jeweils 
ein Textteil, der 
– angereichert 
durch eine Viel-

Geschenktipp

zahl historischer Zitate und Quel-
len-Auszüge – ein umfassendes Bild 
der Ereignisse jener bewegten Zeit 
zeichnet. Besonderes Augenmerk 
hat Autor Wolfgang Falk darauf ge-
legt, die zu berichtenden Ereignis-
se nicht nur exakt und ausführlich, 
sondern vor allem anschaulich und 
leicht nachvollziehbar zu schildern. 
Zugute gekommen ist ihm hierbei 
seine langjährige Tätigkeit als Lei-
ter der Abteilung Redaktion beim 
SoVD-Bundesverband.

Ergänzt wird der Textteil beider 
Bände durch einen Datenteil, der 
sich zum schnellen Nachschlagen 
historischer Ereignisse – sowohl 
verbandsinterner als auch sozi-
al- und allgemeinpolitischer Art 
– eignet. Viele seltene Aufnahmen 
und Abbildungen aus den frühen 
Jahren unseres Verbandes verlei-
hen den beiden Bänden der SoVD-
Chronik einen zusätzlichen Reiz 
und machen sie zum perfekten 
Weihnachtsgeschenk!

Die beiden Bände der SoVD-
Chronik können über die SoVD-
Bundesgeschäftsstelle bestellt wer-
den. Die Adresse: Sozialverband 
Deutschland / Bundesgeschäfts-
stelle, Abteilung Zentrale Aufga-
ben / Frau Wolz, Stralauer Str. 63, 
10179 Berlin (Tel.: 030 / 72 62 22-
114). Band  I kostet 7 Euro, Band II 
3 Euro. Hinzukommen Versandkos-
ten (abhängig von der Anzahl be-
stellter Exemplare).




